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Stellungnahme des Forum Wissenschaft & Umwelt zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Bundesstraßengesetz 1971 und das Straßentunnel-Sicherheitsgesetz geändert 

werden 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Forum Wissenschaft & Umwelt dankt für die Gelegenheit, zum Entwurf dieser Novelle 

zum Bundesstraßengesetz Stellung nehmen zu können. Wir nehmen dies gerne wahr. 

 

Der Anlass zur Novellierung – Umsetzung europarechtlicher Vorgaben zur Sicherheit – ist 

sehr wichtig und verdient daher besondere Präzision. Hinweise zu Fehlern und 

Ungenauigkeiten dazu finden Sie im Gutachten von em. o. Univ. Prof. DI Dr. techn. 

Hermann Knoflacher. 

 

Wir wollen und müssen aber die Gelegenheit wahrnehmen, uns überdies grundsätzlich zum 

Bundesstraßengesetz zu äußern: Die aktuellen Regelungen für Errichtung und Betrieb von 

Bundesstraßen sind nämlich rückwärtsgewandt statt zukunftsorientiert. Das vorgegebene, 

eng definierte Prozedere (siehe Gutachten Unterweger) mit der fixen Vorgabe von 

Linienführungen für Bundesstraßen A und S lässt kaum Flexibilität zu und führt dazu, dass 

wichtige gesellschaftliche Aspekte wie z.B. Umwelt- und Naturschutz, Klimaschutz sowie 

Nachbarinteressen nicht oder viel zu wenig berücksichtigt werden. 

 

Die Festschreibung von Bundesstraßen A und S in den Verzeichnissen des 

Bundesstraßengesetzes mag der jeweils spezifischen Interessenlage zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung entsprechen, verliert aber rasch an Aktualität und steht dann in 

Widerspruch zu aktuellen gesellschaftlichen Interessen und Zukunftsperspektiven. Wären 

die Straßenzüge entsprechend dem ursprünglichen Bundesstraßengesetz 1971 der 

(angeblichen?) Verpflichtung folgend tatsächlich realisiert worden, so hätte dies enorme 

nachteilige Effekte zur Folge, wie sie z.B. von 200 km Autobahnen und Schnellstraßen 

innerhalb der Stadtgrenzen Wiens zwangsläufig verursacht würden. Nicht auszudenken, was 

das für die Lebensqualität in Wien bedeutete! 
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Das Forum Wissenschaft & Umwelt schlägt daher vor, eine grundsätzlich andere, 

zukunftsorientierte, auf Lebensqualität der Menschen, Klimaschutz, Umwelt- und 

Naturschutz achtende Vorgangsweise zu entwickeln und damit die einschlägigen 

Regelungen, insbesondere das Bundesstraßengesetz, grundlegend und zukunftsfähig zu 

reformieren. 

 

Statt der Festschreibung eines Netzes von Hochleistungsstraßen im Verzeichnissen des 

Bundesstraßengesetzes soll künftig im Einzelfall nach aktueller Bedarfsanalyse unter 

Einbeziehen der Perspektiven des Gesamtverkehrs sowie mit Berücksichtigung der 

genannten Umwelt- und Sozialkriterien eine Antragstellung beim Verkehrsministerium oder 

eine Initiative durch dieses selbst erfolgen können. 

 

Dazu ist das gesamte bestehende und gemäß den Verzeichnissen 1 und 2 geplante 

Bundesstraßennetz rasch zu evaluieren. Dies auf der Basis einer Bedarfsfeststellung gemäß 

einer gesamthaften Mobilitätsbetrachtung sowie mit Berücksichtigung zumindest der oben 

genannten Kriterien der Wirkung auf Nachbarschaft und Wohlbefinden der Menschen, auf 

Klima, Umwelt, Energie und Natur. 

 

Auf dieser Basis sollen Rückbau oder sogar Auflassung nicht notwendiger Bundesstraßen, 

vollständige oder teilweise Renaturierung, Streichungen aus den Verzeichnissen zum 

Bundesstraßengesetz und nach oben genannten Kriterien begründete Anträge für 

Neubauten festgelegt werden. 

 

Sehr gerne wirkt das Forum Wissenschaft & Umwelt an der Konkretisierung dieser 

Überlegungen mit. Wir hoffen zuversichtlich, mit unseren Anregungen Impulse für eine 

zukunftsweisende und zukunftsfähige Entwicklung des österreichischen Straßennetzes 

sowie der Mobilität insgesamt gegeben zu haben.  

 

Mit der Bitte um Berücksichtigung und besten Empfehlungen 

 

Prof. Dr. Reinhold Christian 

geschäftsführender Präsident 

 

Beilagen: Gutachten Dr. Josef Unterweger/em. o. Univ. Prof. DI Dr. techn. Hermann 

Knoflacher 
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